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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 27. Juli 1956 

11 — 65306 — 2132/56 III 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Sechsten Pro- 
tokoll vom 23. Mai 1956 über zusätzliche Zuge- 
ständnisse zum Allgemeinen Zoll- und Handels- 
abkommen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Wortlaut des Protokolls mit den Zollzugeständnislisten ist in 
französischer und englischer Sprache sowie in deutscher Übersetzung 
beigefügt. '*') 

Federführend ist das Auswärtige Amt. 

Der Bundesrat hat in seiner 162. Sitzung am 20. Juli 1956 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Entwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


als Sonderdruck verteilt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Sechsten Protokoll vom 23. Mai 1956 über zusätzliche Zugeständnisse 
zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

Dem in Genf Unterzeichneten Sechsten 
Protokoll vom 23. Mai 1956 über zusätzliche 
Zugeständnisse zum Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommen wird zugestimmt. Das 
Protokoll wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, 
sofern das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Protokoll und die 
dem Protokoll als Anlagen beigefügten Listen 
gemäß Nummern 6 und 2 des Protokolls in 
Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Protokoll bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 
GG der Zustimmung der für die Bundes- 
gesetzgebung zuständigen Körperschaften, 
weil es sich auf Gegenstände der Bundes- 
gesetzgebung bezieht. Es ändert die deutsche 
Zollgesetzgebung. 


Zu Artikel 2 

Das Protokoll soll auf das Land Berlin An- 


wendung finden; das Gesetz enthält daher 
die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Absatz 1 : Die Bestimmung entspricht den Er- 
fordernissen des Artikels 82 Abs. 2 GG. 

Absatz 2; Der Tag, an dem das Protokoll und 
die Zollzugeständnislisten völkerrechtlich 
für die Bundesrepublik entsprechend den Be- 
stimmungen der Nr. 6 und 2 des Protokolls 
in Kraft treten, ist bekanntzumachen. 
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